
Im deutschen Grundgesetz wurde das Sozialstaatsgebot wohlweisl ich unter Ewigkeits-
klausel gestel lt. In Anbetracht der Trümmer des 2. Weltkriegs, der sich einer kapital istischen
Weltwirtschaftskrise anschloss, dürften die Verfasser sich darüber gewahr gewesen sein,
dass, wenn schon ein erneuter kapital istischer Anlauf (zumindest vorläufig[1 ] ) unternom-
men wird, dieser sozialpol itisch flankiert werden muss[2] , um von der Bevölkerung akzep-
tiert zu werden. Nicht genauer grundgesetzl ich umrahmt[3] , wurde die Sozialpol itik jedoch
spätestens seit der Wiedervereinigung und somit mit dem Wegfal l staatssozial istischer
Nachbarländer zunehmend nach Kassenlage bestimmt, wobei einiges dafür getan wurde,
dass die Staatskassen leer bleiben.

Deutl ich gewandelt haben sich seitdem jedoch nicht nur die Sozialgesetze, sondern auch
Ausmaß und Umfang, in dem es möglich wurde gegen Armut (selbst massenmedial ) zu
hetzen[4] . Die pol itische Akzeptanz gegenüber einer notwendig gewordenen Almosen-
wirtschaft (u.a. die Tafeln) ist zudem eine Absage an den modernen Sozialstaat. Ermöglicht
wird diese Entwicklung auch durch einen Wandel hin zum konservativen Weltbild, in dem
Armut als ein individuel l zu verantwortender Zustand betrachtet wird. Bis heute hat der
Mythos der „zwar schmerzhaften, jedoch notwendigen“ Hartz-Reformen in der SPD seine
Vorherrschaft beibehalten. Auch viele gebildete Menschen, die sich prinzipiel l als „eher
l inks“ verstehen, scheinen in ihrer Wahrnehmung der sozialen Entwicklung in diesem Land
mit bereichsweiser Bl indheit geschlagen zu sein. Ein paar Fakten samt Kommentaren im
Folgenden bemühen sich darum, zumindest einen kleinen Beitrag zur Rehabil itation des
sozialen und gerechtigkeitsbezogenen Sehnervs zu leisten.

Lohnverteilung – Ungleichheit innerhalb der Lohneinkommen hat
sich stark vergrößert

Vorbemerkung. Denken wir über Löhne nach, müssen wir uns in Erinnerung rufen, dass
sie in unserer Volkswirtschaft der zentrale Mechanismus zur Beteil igung der Mehrheit der
Bevölkerung an den durch ihre Arbeitskraft geschaffenen Werten sind, da die weitaus
meisten Menschen keine bedeutsamen Einkünfte aus Geldvermögen oder sonstigen blo-
ßen Eigentumsrechten haben. Zugleich ist es jedoch auch das Mindeste, dass Löhne ein
würdiges Dasein garantieren, da die lohnabhängigen Menschen einen Großteil ihrer Le-
benszeit damit verbringen, nach den Vorgaben und Wünschen, sowie für die Gewinne an-
derer zu arbeiten. Der Anspruch würdig entlohnter Erwerbsarbeit sol lte besonders in
einem der reichsten Länder der Erde selbstverständl ich sein. Im Zuge der Hartz-Reformen
ab 2003 durch die damalige rot-grüne Bundesregierung kam es jedoch zu einer massiven
Ausdünnung der Sozialsysteme, was zusammen mit dem Abbau von Regeln zur Verhinde-
rung prekärer Beschäftigung grundlegende Auswirkungen auf die Arbeitsverhältnisse
hierzulande hatte.[5]

Entwicklungen. Seit dem Jahr 2000 hat eine enorme Lohnspreizung stattgefunden. Teilt
man al le abhängig Beschäftigten geordnet nach Lohnhöhe in zehn gleich große Gruppen
(Dezile) ein, zeigt sich, dass das unterste Dezil von 2000 bis 201 0 einen Real lohnverlust
(brutto) von 1 9,1 % hatte, während das oberste Dezil einen Real lohnzuwachs von 2,1 % auf-
wies (siehe Grafik 1 ). Die ohnehin schiefe Lohneinkommensverteilung wurde von 2000 bis
201 0 also noch schiefer (Grafik 2). Diese Entwicklungen lassen sich auch darauf zurückfüh-
ren, dass ehemalige Vol lzeitstel len durch Teilzeitstel len und Minijobs ersetzt wurden. Hier-
durch sank zwar die offiziel le Arbeitslosigkeit, doch ermöglichen die neuen
Beschäftigungsverhältnisse häufig nicht mehr als ein Zubrot, das entweder durch innerfa-

mil iäre oder staatl iche Transferleistungen aufgestockt werden muss, um die Existenz zu si-
chern.

Die zunehmend schiefe Lohnverteilung ist jedoch auch bei den reinen Vol lzeitstel len und
somit unter Konstanthaltung der Arbeitszeit zu beobachten. Hierin zeigt sich, dass viele
neue Arbeitsplätze einfach schlechter bezahlt werden als jene im Jahr 2000. Von 2000 bis
201 0 haben die abhängig Beschäftigten im untersten Dezil real 9,6% verloren, während
sich im obersten Dezil ein realer Zuwachs von 5,1 % ereignete (siehe Grafik 3). Auch bei der
Betrachtung reiner Vol lzeitstel len spaltet sich die Gesel lschaft also immer weiter (siehe
Grafik 4), gerade die unteren Einkommensgruppen wurden am stärksten benachteil igt.
201 0 befanden sich 4,7  Mio. Vol lzeitbeschäftigte (23,1 %) im Niedriglohnbereich und er-
hielten einen Bruttolohn von 1 802 Euro oder weniger[6] je Monat. Im Jahr 201 1 waren 31 4
000 Personen sogar trotz Vol lzeitarbeit dazu gezwungen, ihren niedrigen Lohn durch
Hartz IV-Leistungen aufzustocken, da er unterhalb des Existenzminimums lag.[7]

Was die Bruttostundenlöhne anbelangt, so erhielten 201 0 rund 20% aller abhängig Be-
schäftigten weniger als 8,50 Euro pro Stunde, somit also weniger als den gewerkschaftl ich
geforderten Mindestlohn[8] . Eine kleine Anfrage der Linksfraktion[9] an die Bundesregie-
rung hat hierbei bestätigt, dass ein Leben in Vol lzeitbeschäftigung bei 45 Beitragsjahren
erst dann eine Rente oberhalb der Altersarmut gewährleistet, wenn der Bruttostunden-
lohn rund 1 0 Euro beträgt. Viele Menschen dürfen sich unter diesen Bedingungen also auf
Armut im Alter einrichten, selbst wenn sie lebenslang berufstätig waren und somit einen
erhebl ichen Teil ihres Daseins unter weitgehend fremdbestimmte Arbeit gestel lt haben.

Die Altersrente – Fallende Leistungen und steigende Altersarmut

Vorbemerkung. Betrachten wir Entwicklungen bei der Rente, müssen wir uns vor Augen
halten, dass es für viele Menschen, die ein Leben lang zur Gesel lschaft durch bezahlte
(und nicht zu vergessen auch unbezahlte) Tätigkeiten beigetragen haben, häufig die ein-
zig mögliche Einnahmequel le oberhalb des Existenzminimums ist, da der Arbeitsmarkt für
ältere Menschen nicht viel hergibt und zudem nicht jede oder jeder noch die Kraft hat,

größeren Erwerbsarbeiten nachzugehen. Die Rente schreibt also für die meisten Men-
schen fest, auf welchem sozioökonomischen Niveau sie ihr restl iches Leben verbringen
müssen, was in unserer privateigentumszentrierten Marktwirtschaft eng verkoppelt ist
mit den Möglichkeiten gesel lschaftl icher Teilhabe.

Anmerkungen zur gesetzlichen vs. privaten Altersrente. Seit vielen Jahren schon
wird nun die Veränderung der Altersstruktur der Bevölkerung unter dem Schlagwort
„demographischer Wandel“ herangezogen, um die gesetzl iche Rentenversicherung, al-
so die Hauptsäule zur finanziel len Sicherung der Menschen im Alter, kaputt zu reden.
Das in ihr real isierte Umlageverfahren, in dem die jetzt arbeitende Bevölkerung direkt
für die Rentnerinnen und Rentner aufkommt, sei nicht mehr zu schultern, heißt es. Hier
darf man vermuten, dass die Quel le derartigen Behauptungen dem Bestreben ent-
sprang, die private Altersvorsorge (Stichwort: Riester-Rente) und die an ihr verdienende
Versicherungswirtschaft voranzubringen[1 0] . Es lassen sich nämlich mehrere gesel l-
schaftl ich ungenügend diskutierte Einwände erheben: Zum einen geht eine private Al-
tersvorsorge aufgrund ihrer Abhängigkeit vom Finanzmarkt für viele Menschen mit der
Gefahr großer Verluste einher. Zum anderen lohnen sich die aktuel l staatl ich geförder-
ten Finanzmarktprodukte eher für die Versicherer als für die Versicherten.[1 1 ] Der zen-
trale Kritikpunkt an der privaten Altersvorsorge l iegt jedoch in ihrer falschen
Begründung. Dass der demographische Wandel eine private Vorsorge notwendig
macht, ist bei genauerer Betrachtung wenig einleuchtend. Rentnerinnen und Rentner
werden schl ießl ich immer aus der aktuel len Wirtschaftskraft eines Landes versorgt. Ob
diese Ansprüche nun durch den Besitz von Finanzmarktpapieren oder Rentenanwart-
schaften real isiert werden, ist unter dem Gesichtspunkt der Versorgungsmöglichkeit
egal. Entscheidend ist hingegen, dass die Gesamtheit der Rentnerinnen und Rentner an
der wachsenden Wirtschaftskraft, mit der sich der größere Versorgungsbedarf leicht
kompensieren l ieße[1 2] , beteil igt wird. Diese Frage al lerdings ist abhängig von der Loh-
nentwicklung. Da die gesetzl iche Rentenversicherung hauptsächl ich getragen wird
durch das Arbeitnehmerentgelt (Löhne plus Arbeitgeberbeiträge), ist die Höhe der
Leistung, die sie maximal erbringen kann, direkt abhängig von der Höhe der eingezahl-
ten Löhne. Bei diesen hat es jedoch im letzten Jahrzehnt keinerlei Beteil igung am Wirt-
schaftswachstum gegeben (siehe Abschnitt „Löhne vs. Gewinne…“). Diese Entwicklung,
die mit einer massiven Senkung der Höhe der gesetzl ichen Rente verbunden war und
ist, führt für viele Menschen direkt in die Altersarmut, da sie sich keine private Vorsorge
leisten können, um hierdurch Verluste bei der gesetzl ichen Rente zu kompensieren.

Entwicklungen in der gesetzlichen Rentenversicherung. Der Betrag, der einer Rent-
nerin oder einem Rentner monatl ich von der gesetzl ichen Rentenversicherung ausbe-
zahlt wird, ist abhängig von den sog. Entgeltpunkten, sowie dem aktuel len Rentenwert.
Die Entgeltpunkte, die jemand im Laufe seines Lebens sammelt, sind hierbei abhängig
davon, wie viele Jahre er oder sie durch Lohneinkommen in die gesetzl iche Rentenver-
sicherung eingezahlt hat und wie hoch dieses individuel le Lohneinkommen relativ zum
Durchschnittseinkommen der Versicherten war. Hat jemand 45 Jahre lang eingezahlt
und entsprach sein Lohneinkommen dem Durchschnittslohn der Versicherten (sog.
Eckrentner), verfügt er über 45 Entgeltpunkte. Die im Laufe eines Lebens angesammel-
ten Entgeltpunkte werden mit dem Rentenwert multipl iziert, wodurch sich dann ihr
Wert in Euro und somit die Rentenhöhe ergibt.

Die Formel zur Berechnung des Rentenwerts wurde nun mit dem Argument des demo-
graphischen Wandels so verändert[1 3] , dass selbst bei 45 Beitragsjahren und einem

Durchschnittseinkommen, der monatl iche Rentenbetrag bereinigt um die Teuerungsra-
te weiter absinkt und immer schlechter den Lebensunterhalt sicherstel len kann. Diese
Entwicklungen haben zu einem deutl ichen Absinken der ausbezahlten Altersrenten in
den letzten Jahren geführt (siehe Grafik 5). Über die Gesamtheit der Altersrenten von
langjährig Versicherten (43 bis 44 Beitragsjahre) ist hierbei der durchschnittl iche Zahl-
betrag von 1 1 50 Euro (1 999) auf rund 980 Euro (201 0) (bereinigt um die Teuerungsrate)
abgefal len. Die langjährig versicherten Rentnerinnen und Rentner haben heute im
Durchschnitt also rund 1 5% weniger Geld zur Verfügung als noch vor über zehn Jahren.
Bei den entsprechenden Neurentnerinnen und -rentnern, also jenen, die in den letzten
Jahren ihre erste Rentenauszahlung erhielten, stel lt sich der Kaufkraftverlust noch dra-
matischer dar. Hier ist der Zahlbetrag bereinigt um die Teuerungsrate von rund 1 1 1 0
Euro (1 999) auf 849 Euro (201 0) abgefal len. Die angehenden Rentnerinnen und Rentner
haben in dieser Zeit also rund 24% verloren, obwohl es sich auch hier um eine Betrach-
tung nur jener Versicherten handelt, die ein Leben lang in die Rentenkasse eingezahlt
haben. Die Unterschiede zwischen den alten und neuen Bundesländern werden hierbei
wieder größer.

Die Entwicklungen bei der Gesamtheit der Rentner (Bestandsrentner) dürften haupt-
sächl ich auf die Anpassung der Rentenformel durch den dämpfenden Riesterfaktor und
den Nachhaltigkeitsfaktor zurückzuführen sein. Geringe nominel le Rentensteigerungen
und Nul lrunden bedeuteten hier Kaufkraftverluste durch die Teuerungsrate. Bei den
Neurentnern dürften sich neben diesem Effekt noch zusätzl ich die Umstrukturierungen
auf dem Arbeitsmarkt (mehr Teilzeitstel len, weniger Vol lzeitstel len; wachsender Nied-
riglohnsektor) dahingehend ausgewirkt haben, dass sie weniger Entgeltpunkte sam-
meln konnten.

Selbst die langjährig Versicherten, zu denen die wenigsten Menschen zählen, erhalten
also Beträge, durch die sich eine angemessene gesel lschaftl iche Teilhabe in diesem
Land immer schwerer real isieren lässt. Da es sich hierbei um einen Durchschnittswert
handelt, gibt es zudem zahlreiche Menschen, die trotz langjähriger Versicherung eine
Rente erhalten, die noch unterhalb der angeführten Beträge l iegt.

Für die meisten Rentnerinnen und Rentner konnten diese Verluste bei den gesetzl ichen
Rentenleistungen zudem nicht wie propagiert durch private Vorsorge ausgegl ichen
werden, da gerade jene, die eine niedrige Rente beziehen, häufig auch nicht genügend
Nettoeinkommen während ihres Erwerbslebens erhalten, um privat vorsorgen zu kön-
nen. So sind von 1 999 bis 2009 nur für die finanziel l besser gestel lten 20% der über
65jährigen die monatl ichen Einkommen aus privater Vorsorge von rund 200 Euro auf
rund 360 Euro je Monat gestiegen, während die unteren 80% keine bedeutsamen Ein-
kommenszuwächse aus der privaten Vorsorge aufweisen.[1 4]

Ein weiterer schwergewichtig negativer Einfluss auf die zukünftige Rentenhöhe ist die
schrittweise Einführung der Rente mit 67. Da Menschen gerade in den letzten Jahren
vor Rentenbeginn von Arbeitslosigkeit betroffen sind, aber auch viele von ihnen kör-
perl ich anstrengende Tätigkeiten nicht bel iebig lang ausüben können, bedeutet die
Rente mit 67 für die meisten eine weitere Rentenkürzung, da die Abschläge, die ihnen
drohen, nun noch höher ausfal len werden.[1 5]

In Anbetracht der pol itisch eingeleiteten negativen Entwicklungen, was die Leistungen
der gesetzl ichen Rentenversicherung anbelangt, wundert es nun nicht, dass in den letzten
Jahren immer mehr Rentnerinnen und Rentner von der Grundsicherung im Alter abhän-
gig geworden sind. Ihre Anzahl ist von rund 250 000 (2003) auf über 400 000 (2009) ange-
stiegen (siehe Grafik 6). Der Gesamtbedarf, der den Empfängerinnen und Empfängern der
Grundsicherung hierbei zugestanden wurde, betrug im Jahr 2009 im deutschlandweiten
Durchschnitt 658 Euro[1 6] (abhängig von den regionalen Mieten). Auf diesem minimal isti-
schen Niveau wird eine steigende Anzahl von Menschen also bis zum Lebensende festge-
setzt sein.

Auch wenn momentan von einer Zuschussrente die Rede ist, die al lerdings unreal istisch
hohe Hürden an die potentiel l Berechtigten stel lt[1 7] , wird dies kaum etwas daran ändern,
dass für die meisten Menschen die Einkommensentwicklung im Alter zunehmend negativ
ausfal len wird in Anbetracht einer geringeren Anzahl von Entgeltpunkten aufgrund der
Ausbreitung von Teilzeitstel len und Minijobs, sowie durch die (bereinigt um die Teue-
rungsrate) sinkenden Rentenwerte. Die meisten Menschen sind und bleiben lohnabhän-
gig Beschäftigte, und da überwiegend ihre Löhne die Einkommensquel le der gesetzl ichen
Rentenversicherung bilden, wird in Zeiten fal lender Löhne und einer zunehmend schiefen
Lohneinkommensverteilung[1 8] die Finanzierungsgrundlage für die gesetzl iche Renten-
versicherung in der Tat schmaler, dies al lerdings nicht aus mangelndem volkswirtschaftl i-
chen Wohlstand (siehe spätere Abschnitte), sondern aus pol itischem Wil len heraus.

Hartz-System –Druckund Unterversorgung gegenüber den
Ärmsten einer Gesellschaft

Vorbemerkung. Die Sozialgesetzgebung ist von zentraler Bedeutung in einer Wirtschaft,
die hauptsächl ich auf Privateigentum beruht, da sie die Mehrheit der Menschen, nämlich
jene, die zur Erzielung ihres Lebensunterhalts nur ihre Arbeitskraft zur Verfügung haben,
mit einem Instrument ausstattet, das ihnen eine sichere Verhandlungsposition gegenüber
der Arbeitgeberseite bietet. Gerade in Zeiten von Massenarbeitslosigkeit und somit hier-
zulande seit den 70er Jahren, wäre der Sozialstaat die Instanz, die die nötige Umvertei-
lung leisten könnte, um auch jenen, deren Fähigkeiten vom geldbasierten
Wirtschaftskreislauf ausgegrenzt werden, eine angstfreie und würdige Teilhabe zu ermög-
l ichen. Auf diese Weise wären die Erwerbsfähigen unter ihnen auch nicht dem völl igen
Wettbewerb selbst um die schlechtesten Arbeitsverhältnisse ausgel iefert. Auch der Ein-
fluss der Gewerkschaften bei der Aushandlung von Tarifverträgen wird davon abhängig
sein, welches Maß an Sicherung der Staat jenen Menschen, die über kein Kapital verfügen
und somit ihre Arbeitskraft anderen zur Verfügung stel len müssen, gegenüber jenen ein-
räumt, die Einkommen durch Eigentumsrechte aus der Arbeitskraft ersterer beziehen.

Hartz-Reformen. Von 2003 bis 2005 hat die rot-grüne Bundesregierung ein in der Ge-
schichte der Bundesrepublik einmaliges Programm sozialer Verschlechterungen durchge-
setzt. Unter dem Motto „Fordern und Fördern“ (Sozialgesetzbuch I I ) wurde die
Verantwortung für die Arbeitslosigkeit deutl ich in die Richtung der von Arbeitslosigkeit
Betroffenen verlagert, indem u. a. Zumutbarkeitsregeln für Arbeit verschärft wurden[1 9] ,
der Kündigungsschutz gelockert wurde, die Bezugsdauer für das Arbeitslosengeld für un-
ter 50jährige auf maximal 1 2 Monate gesetzt wurde, die Arbeitslosenhilfe gestrichen[20]
und die Sozialhilfe auf niedrigerem Niveau[21 ] unter der Bezeichnung „Arbeitslosengeld

I I“ eingeführt wurde. Die Hartz-Reformen waren Teil der Agenda 201 0, die einem unter-
nehmerzentrierten Denken (Angebotspol itik) entsprang und stark etwa durch den wirt-
schaftl ichen Forderungskatalog der Bertelsmann-Stiftung[22] beeinflusst wurde, der u. a.
die Absenkung des Lohnniveaus zum Ziel hatte. Schon 2003 wurde die Agenda 201 0 von
vielen durch umfassende Argumente als ungerechtes und zudem falsches Mittel zur Be-
seitigung der Arbeitslosigkeit angemahnt[23] , doch trotz Massenprotesten aus der Bevöl-
kerung herrscht bis heute unter SPD, Grünen, CDU, CSU und FDP die Überzeugung vor,
dass die Agenda dieses Land vorangebracht hätte.

Leben im Hartz-System. Wer vom Arbeitslosengeld I I (sog. Hartz IV) lebt, muss mit einem
monatl ichen Regelsatz von aktuel l 374 Euro auskommen. In diesem sol len Ausgaben für
Strom, Telefon, Bekleidung, Gesundheitspflege, Kultur, Möbel etc., also Dinge, die dem
Menschen hierzulande zum Leben zugestanden werden, bereits enthalten sein. Für Nah-
rung und Getränke werden hierbei aktuel l rund 1 30 Euro veranschlagt, das bedeutet pro
Tag ca. 4,30 Euro für Frühstück, Mittagessen und Abendbrot samt Getränken für eine er-
wachsene Person. Der Regelsatz für Kinder zwischen 6 und 1 3 Jahren wurde für 201 2 auf
287 Euro festgelegt, wobei ihnen hierbei ein Betrag für Nahrung und Getränke von ca.
2,60 Euro pro Tag zugestanden wurde. Wem diese Zahlen zu abstrakt sind, der möge mit
diesen Beträgen beim nächsten Einkauf einmal den tägl ichen Menüplan für die nächste
Woche aufstel len und berücksichtigen, dass für viele Menschen Hartz IV oder der Bezug
anderer Grundsicherungsleistungen in gleicher Höhe eben keine Übergangssituation dar-
stel lt, sondern einen Dauerzustand. Wie zynisch und geradezu technokratisch mit den Ar-
men hierzulande umgegangen wird, sah man u. a. an der Neufestlegung der ALG
II-Regelsätze nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom Februar 201 0. Wurden
die Regelsätze erneut durch die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe bestimmt, also
daran, was Menschen im unteren Einkommensbereich übl icherweise konsumieren, hat
man die Grenze der betrachteten Referenzstichprobe jedoch dieses Mal nicht bei den un-
teren 20% der Bevölkerung angesetzt wie damals, sondern bei den unteren 1 5%, was die
Höhe der endgültigen Regelsätze deutl ich gesenkt hat. Zudem wurden nicht die sog. ver-
deckt Armen aus der Stichprobe herausgenommen, also jene Menschen, deren Konsum-
ausgaben aus unbekannten Gründen noch unterhalb des ALG II-Satzes zu l iegen
scheinen, obwohl das Bundesverfassungsgericht dies verlangt hatte.[24] Zudem wurden
wil lkürl ich einzelne Leistungen aus dem tatsächl ichen Verbrauchsverhalten der Stichpro-
be herausgenommen, womit eine Vermischung einerseits deskriptiver und andererseits
normativer Kriterien erfolgte, die nur dem Zweck gedient haben dürfte, am Ende einen
vorab angestrebten Betrag zu erzielen.[25] Am schärfsten ist an der Höhe der Regelsätze
jedoch wohl zu kritisieren, dass sie das Existenzminimum nicht an Erwägungen darüber
festmacht, was ein Mensch braucht, um sich gesund zu ernähren, am gesel lschaftl ichen
und demokratischen Leben angemessen teilnehmen zu können oder Chancen durch Bil-
dungsaufstieg (auch dies erfordert finanziel le Ressourcen) wahrzunehmen, sondern ein-
fach daran, was die ärmsten einer Gesel lschaft offenbar konsumieren, eben unabhängig
davon, ob dies als gesel lschaftl ich wünschenswert oder gar chancengerecht gelten kann.
Vorhandene Armut in der Gesel lschaft wird durch diese Methode einfach reproduziert.
Das Forschungsinstitut für Kindesernährung hat bereits 2007 festgestel lt, dass der ALG II-
Regelsatz für Kinder und Jugendl iche deutl ich zu niedrig angesetzt ist, wenn er eine aus-
gewogene Ernährung ermöglichen sol l .[26] Nicht zuletzt Peter Hartz, der ehemalige Leiter
der Kommission, die jene nach ihm benannten Reformen erarbeitete, erinnert außerdem
daran, dass die ursprüngl iche Höhe des ALG II-Regelsatzes bei 51 1 Euro angesetzt wurde,
nachträgl ich jedoch von der ehemaligen rot-grünen Bundesregierung wil lkürl ich auf
deutl ich niedrigerem Niveau eingeführt wurde.[27]

Bei Leistungen gemäß Hartz IV, handelt es sich nun keinesfal ls um ein exotisches Phäno-
men in Deutschland, auch wenn medial häufig versucht wird, den Hartz IV-Bezug auf ein
persönl iches Verschulden zurückzuführen. Aktuel l (201 2) sind rund 4,5 Mil l ionen Men-
schen hierzulande vom Arbeitslosengeld I I betroffen.[28] Ein Teil geht Ein-Euro-Jobs und
sonstigen gering bezahlten Nebentätigkeiten nach und kann hierdurch über ein leicht
höheres Einkommen als den dargestel lten Regelsatz verfügen. Wie oben bereits darge-
stel lt, gingen im Jahr 201 1 mehr als 300 000 Menschen im ALG II-Bezug sogar einer Vol l-
zeitbeschäftigung nach. Hier führt also auch die vol le Erwerbstätigkeit nicht aus den
minimal istischen Verhältnissen heraus. Um die Gesamtheit der Menschen zu erfassen, die
unter den bisher geschilderten Bedingungen leben, müssen zudem jene einbezogen wer-
den, die Grundsicherung im Alter oder bei Erwerbsminderung, sowie Hilfe zum Lebensun-
terhalt beziehen. Ihnen al len wird ein Existenzminimum zugestanden, das auf die hier
angeführten zweifelhaften und wohl kaum gesel lschaftl iche Teilhabe ermöglichenden
Beträge festgesetzt wurde.[29]
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Löhne vs. Gewinne – Arbeit verliert, Eigentumsrechte gewinnen

Vorbemerkung. Nach den bisherigen Berichten darüber, was in diesem Land al les weni-
ger geworden ist, kommen wir nun jedoch zur Kehrseite der Medail le. Da Geld ja bekannt-
l ich nie weg ist, sondern nur in den Händen eines anderen, und da tatsächl ich in diesem
Land aufgrund des durchschnittl ichen Wirtschaftswachstums die jährl ich produzierten
(und produzierbaren) Werte ja mehr geworden sind, nicht weniger, ist die Bevölkerung im
Durchschnitt natürl ich auch reicher geworden, nur eben nicht die Mehrheit von ihr.

In unserem Wirtschaftssystem lassen sich zwei grundlegende Einkommensquel len unter-
scheiden, Arbeit und Kapital. Die Mehrheit der Menschen stel lt ihre Arbeitskraft zur Verfü-
gung, um so einen Teil der erzeugten Werte für sich zu erhalten. Die Minderheit der
(relevanten) Kapitalbesitzer hingegen gelangt an einen Teil der erzeugten Werte durch Ei-
gentumsrechte. Sie verfügen über Firmen, Aktien, Geldvermögen etc. und lassen andere
unter Einsatz ihres Kapitals für sich arbeiten, um zu mehr Eigentum zu gelangen. Die
spannende Frage jedoch lautet: Wer erhält was und aus welchen Gründen? Hierbei hat es
besonders im letzten Jahrzehnt nämlich große Verschiebungen hin zum Kapital gegeben.

Verteilung des Gesamterwirtschafteten. Während sich das Volkseinkommen[30] berei-
nigt um die Teuerungsrate von 2000 bis 2007 um rund 9% gesteigert hat, die Wirtschafts-
kraft dieses Landes also größer geworden ist, sind die Löhne in der gleichen Zeit summiert
real um mehr als 4% gefal len (siehe Grafik 7). Eine solche Entwicklung deutl ich steigender
Wirtschaftskraft bei gleichzeitiger Senkung dessen, was die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in der Summe erhalten, ist einmal ig in der Geschichte der Bundesrepublik.
Was diesen aber vorenthalten wurde, ist den Gewinnen (Unternehmens- und Vermögen-
seinkommen) zugefal len. Von 2000 bis 2007 haben diese sich real um rund 43% gestei-
gert. In der akuten Finanzkrise ab 2008 brachen die Gewinne hierzulande naturgemäß
vorläufig ein, doch seit 201 0 weisen sie wieder einen deutl ichen Anstieg auf, während die
Löhne auch noch im Jahr 201 0 in der Summe unterhalb jenes Wertes l iegen, den sie be-
reits im Jahr 2000 erreicht hatten. Die abhängig Beschäftigten in diesem Land können sich
also als Gegenleistung für ihre Arbeit weniger leisten, obwohl sie mehr erzeugt haben, für
sie gab es ein verlorenes Jahrzehnt. Hingegen haben jene Personen deutl ich Anteile hin-
zugewonnen, die bloße Eigentumsrechte ausüben.

Diese Entwicklungen sind u. a. zurückführbar auf die Umstrukturierungen, die es am Ar-
beitsmarkt gegeben hat. Wie bereits anfangs erwähnt, sol lte in Deutschland ein Niedrig-
lohnsektor geschaffen werden, was – wie an der Lohneinkommensverteilung erkennbar –
auch gelungen ist. Die Konsequenz war, dass auch qual ifizierte Tätigkeiten unter immer
schlechterer Entlohnung ausgeübt wurden. Während das Arbeitsvolumen, also die Anzahl
der insgesamt geleisteten Arbeitsstunden annähernd konstant gebl ieben ist, musste die
Arbeitgeberseite für diese Leistungen immer weniger bezahlen.

Entwicklung der Vermögen in Deutschland. Die meisten Menschen in diesem Land be-
sitzen kein oder nur ein sehr geringes Vermögen. Da Vermögen und Einkommen in einem
engen Zusammenhang zueinander stehen (wer viel Einkommen hat, kann auch eher zu
einem hohen Vermögen gelangen) und da es al lein bei den Lohneinkommen (zu denen
auch Spitzenmanagergehälter zählen), wie anfangs dargestel lt, zu starken Verschiebun-

gen zugunsten jener Personengruppen gekommen ist, die ohnehin viel hatten, wundert
es nun nicht, dass die Vermögensverteilung noch schiefer geworden ist, als sie ohnehin
schon war. Wird die Bevölkerung aufgeteilt in zehn gleich große Gruppen (Dezile), haben
von 2002 bis 2007 die unteren neun der zehn Gruppen Anteile am Gesamtvermögen ver-
loren, während nur das obere Zehntel der Bevölkerung seinen Vermögensanteil steigern
konnte.[31 ] Unter Verwendung erweiterter Methoden zur Erfassung auch sehr großer Ver-
mögen stel lt sich die Vermögensverteilung in Deutschland 2007 unterteilt in fünf gleich
große Bevölkerungsanteile wie in Grafik 8 dar. Im Jahr 2007 bel ief sich das deutsche Pri-
vatvermögen den Daten zufolge auf über 7,2 Bil l ionen Euro[32] . Al lein das oberste 1 % der
Bevölkerung verfügte hierbei über 35,8% des Gesamtvermögens und besaß somit mehr
Vermögen als die unteren 90% zusammen. Die Vermögenskonzentration in Deutschland
ist unter diesen Gesichtspunkten nicht mehr bedeutsam verschieden von jener, die aus
den USA vermeldet wird.[33]

Die Anzahl der Menschen in Deutschland, die über eine Mil l ion Euro und mehr verfügen,
ist von 2003 bis 201 0 um mehr als 1 3% gestiegen.[34] Während die abhängig Beschäftig-
ten in der Summe also deutl iche Lohneinschnitte in dieser Zeit hinzunehmen hatten, gab
es sol ide Zuwachsraten bei der Anzahl der Mil l ionäre. Al lein von 2008 bis 201 0 ist ihre An-
zahl von 71 9 000 auf 830 000 gestiegen. Ihr Vermögen lag 201 0 bei 2,1 9 Bil l ionen Euro
und übertraf somit die Höhe der gesamten Staatsschulden. Auch das Vermögen der Mil l i-
ardäre unter ihnen ist kräftig gewachsen, so heißt es denn auch im D.A.CH – Vermögens-
report 201 1 (S. 1 5):

„Börsengänge und lukrative Unternehmensveräußerungen haben das Vermögen der
Superreichen in letzten 20 Jahren vervielfacht.“

Es gab also sehr wohl positive wirtschaftl iche Entwicklungen in diesem Lande, nur eben
nicht für die meisten, doch wissen die meisten nun, wo ihre Anteile hin sind.

Wohin steuert die Gesellschaft?

In Anbetracht der Entwicklungen zwischen Armut und Reichtum, zwischen einer Bevölke-
rungsmehrheit, die trotz Arbeit immer weniger erhält und einer Schicht von Menschen,
die aufgrund ihrer – nicht selten vererbten – Eigentumsrechte immer stärker begünstigt
wird, können wir uns fragen, wo dies al les enden sol l . Der Staat hat nicht nur die Seite der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch die Verschlechterung der Sozialsysteme
deutl ich gegenüber der Kapitalseite geschwächt, er hat auch durch Veränderungen bei
den Steuergesetzen[35] und durch die Übernahme von Schulden aus dem Bankensektor
seine Finanzierungsgrundlage gefährdet und für eine weitere Umverteilung von unten
nach oben gesorgt. Vielen Menschen droht Altersarmut und die Existenzängste in der Be-
völkerung steigen. Nun kann man sich fragen, warum dies al les? Hat uns die Beschnei-
dung der Massenkaufkraft ein besonderes Wirtschaftswachstum gebracht? Haben die
steuerl ichen Begünstigungen großer Kapitalmassen zu besonders hohen Investitionen
und zusätzl ichen guten Beschäftigungsmöglichkeiten hierzulande geführt? Dies gerade
nicht, wie etwa an der volkswirtschaftl ichen Verwendungsrechnung abzulesen ist (siehe
„Der Euro – Alles muss raus!“). Die Investitionen vor dem Jahr 2000 waren höher, das Wirt-
schaftswachstum wurde durch die Steigerung der Binnennachfrage erzeugt und war rela-

tiv hoch. Nach 2000 hingegen wurde das Wirtschaftswachstum hauptsächl ich durch die
Exportüberschüsse getragen und war deutl ich niedriger. Die Nichtbeteil igung der
meisten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am Wirtschaftswachstum und eine Be-
dienung zusätzl icher verschuldungsbasierter Nachfrage aus dem Ausland, kann nicht
im Interesse selbiger abhängig Beschäftigten l iegen. Das, worauf sie verzichtet haben,
hat sich nun in Form von Auslandsschulden vornehmlich auch bei den Staaten der Eu-
rozone aufgetürmt und droht die Eurozone auseinander brechen zu lassen. Das deut-
sche Wirtschaftsmodel l des letzten Jahrzehnts ist unsinnig und gefährl ich, doch u. a.
Heiner Flassbeck hat es (vielfach von uns verl inkt) wieder und wieder dargestel lt. Die
nun angedachten Schuldenbremsen europaweit werden die angestauten Widersprü-
che nur weiter verschärfen, da weiterhin nicht zur Kenntnis genommen wird, dass des
einen Schulden des anderen Geldvermögen sind und immer größere Vermögensmas-
sen gerade dann nicht bedient werden können, wenn gleichzeitig den Bevölkerungs-
mehrheiten kein zusätzl iches Einkommen für zusätzl iche Nachfrage ermöglicht wird
und auch der Staat diese Rol le nicht einnehmen sol l , indem er etwa öffentl iche Güter
produziert. Wir dürfen also gespannt sein, wie es weiter geht und uns an vier alte
Brecht´sche Zeilen erinnert wissen:

„ReicherMann undarmerMann

standen da und sah’n sich an,

undder Arme sagte bleich:

Wär’ ich nicht arm, wär’st du nicht reich.“
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